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Kampf um die 
Au gewonnen 

·:-:--•-~ Z u hoch wurde der poli­
tische Preis durch die 

Besetzung geschraubt, 11m den 
Bau eines Kraftwerkes bei Hain­
burg möglich erscheinen zu lassen. 
Höchste Zeit mm, um in den 
DOKW-Planungsstuben dem 
Denken in ausschließlich betriebs­
wirtschaftlichen Kategorien ein 
Ende zu setzen; Zeit, ökologisch 
verträgliche Alternativprojekte 
vorzulegen. 

•• 
Plumpe Lügen der OVP-
.,.. . .,.._____...._.._ 
. .... . . .... - -"""- -

Aktionsgemeinschaft -----.----· . . 
- . 

Während die ÖVP-Aktions­
gemeinschaft a~f Grund ihrer 
verworrenen OH-Politik in 
den ÖH-Gremien eine Ab­
stimmungsniederlage nach 
der anderen hinnehmen muß, 
publiziert sie eifrig absurde 
Lügen über eine ang_~bliche 
Koalition von VSStO und 
JES gegen die !'Jirme" AG. 
Weder hat VSStO-Bundesse­
kretär Heinzlmaier die Linie 
Landesrat Brezovszkys ".~rtei­
~_igt, noch ist der VSStO auf 
OGB-Kurs eingeschwenkt. 
Die sozialistischen Studenten 
waren stets auf der Seite der 
Aubesetzer, während die re­
aktionäre JES grundsätzlich 
für Hainburg Stellung bezo­
gen hat. Die Hilfe für die 
Auschützer wurde indes nie 
vom VSStÖ in Frage gestellt. 

AG-JES-Koalition aus: 
taktischen Gründen beendet 
Neuauflage nach den 
Wahlen erwartet 
Die Koalition der ÖVP-Studentengruppen Aktionsgemeinschaft ~nd JES ist 
vorerst auseinandergegange_n. Die koalition.~internen Auseinandersetzungen 
um das Budget des Zentralausschusses der OH, dem gesamtö_stert:eichisch'en 
Studentenparlament, sowie die yon der JES kritisierte Anteilnahme der ÖH .an 
der Aubesetzerbewegung wutden als offizielle Grij-nde angegeben. Aber der 
Termin des Zwistes läßt anderes vermuten: Angesichts der bevorstehenden 
Hochschülerschaftswahlen versuchte sich die Aktionsgemeinschaft von der 
JES zu lösen, um Teile ihres linksliberalen Wählerpublikums nicht zu verlie­
ren. Die mehrjährige ~nge Zusammenarbeit mit der rechtskonservativ-monar­
chistischen JES hatte der Aktionsgemeinschaft nicht viel Ansehen gebracht. 
Bereits einen Tag vor der Budgetdebatte 
im ZA hatte cjie JES bei einer Presse­
konferenz die Ablehnung des Budgets an. 
gekündigt. Für ÖH-Vorsitzenden Her­
bert Rainer (Aktionsgemeinschaft) 
Grund genug, sich von den JESlern sei­
ner Exekutive zu trennen. Die wiederum 
warfen Rainer vor, daß sie an der Aus­
übung ihrer Tätigkeiten weitgehend ge­
hindt;rt worden seien. 
n:- ,,c:c.X ,, __ __._ .. ___ ••-- - ,.,._,, ·· -.., 

Verschleierung der jahrelangen politi­
schen Al!slieferung der Aktiqnsgemein­
schaft an die JES beitragen sollte. Herbert 
Rainer, der die Suspendierung.der JES­
Referenten mit deren Untätigkeit und _ 
politischer Stellungnahmen begründet 
hatte, m.ußte sich die Frage gefallen las­
sen, warum er, wohl wissend, mit wem er 
es _zu tun habe, ~ie Referenten ni,ht s<hon 
friiher entlassen habe. Außerdem solle er 
... __ u ___ _ ,.H,. ___ • ____ .,: .. L-- ... 1,. :~1.r_,,_ 

Mehrheit abgelehnt. Damit tritt die 
„Zwölftelregelung• in Kraft, die eine 
Fortschreibung des letzten Voranschla­
ges bedeutet: Ein Mißtrauensa~trag ge­
gen Herbert Rainer und ZA-Generalse-

. kretär Fritz Bamerth fand schließlich 
seine wohlverdiente Mehrheit, da sich die 
Verantwortlichen in der ZA-Exekutive 
nicht um eine Einbindung_ aller relcvan­
te_n Studentengruppierungen in .der Bud--·•'-r ... ,u. &..a_;~I.• ............ _ /,.. •• _ .,..._;:.,..&..1; 
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Anlaß aber auch, um auf Basis 
einer kurzen. Situationsbeurteilung 
erste Ausblicke auf Konsequenzen 
und politische Folgewirkungen der 
Aubesetzung zu wagen. 

Seit der Anti·Zwenten• 
darf-Kampagne besteht 

erstmals wieder eine breite Ökologie· 
bewegung.ObzwarinihrerGesamt· 
heil sicherlich kein Ausdruck fort­
schrittlichen Bewußtseins, ist sie 
trotz politischer Heterogenität stark 
genug, um unseriöse Vorwürfe auch 
als solche zu entlarven. 
Die allerorts, wo berechtigter Un­

. mut sich regt, vermutete Hilfelei­
stung des diabolischen Wüstensoh­
nes aus dem fernen Libyen, Unter· 
wanderungsgerüchte durch bun­
desdeutsche Terrorbrigaden sonder 
Zah~ die unverhohlen geriilpste 
Aufforderung, das grüne Ränz­
lein zu packen und nach ??? zu 
gehen, wenigstens aber dem Sozial­
partnerparadies den Rücken zu 
kehren: Die Fülle dieser Anwürfe 
richtet sich von selbst. Den Vor­
wurf, ein Brett vor dem Kopf zu 
haben, entkräftet man nicht da­
durch, daß man sich kein Blatt 
vor den Mund nimmt. 

A ls gesellschaftspolitisch 
wirksame und glaub­

würdigere Kraft kann die ökolo­
giebewegung dauerhaft nur beste• 
hen, wenn es gelingt, ein möglichst 
hohes Maß an politischer Breite 
zu sichern. Die vor allem von 
.,Kurier" und „Einheitszeitung" 
unternommenen Versuche, soziali­
stische Teile der Bewegung auszu­
grenzen, zeigen zwar die Interes­
senlage der bürgerli:hen Medien 
auf, gefährden aber den konstruk­
tiven Diskurs zwischen den ökopo­
litischen Lagern, 

D·ie öko/ogiebewegung 
in ihrer gegenwärti­

gen Breite ist nicht Ment mit dem 
Konrad-Lorenz-Volksbegehren. 

Trotz mehrfach begründeter in­
haltlicher Ablehnung des Volksbe­
gehrens sind wir zwar von der Be­
deutung dieses Projekts in der Aube­
wegtmg überzeugt, die theoretische . 
Grundlage unserer Arbeit als Sozia­
listen in der Ökologiebewegung 
bleibt der Öko-Appell der soziali­
stischen Jugendorganisationen. 

, Gewarnt werden muß 
vor all denen, die 

Hainburg als Gründungsver­
sammlung einer drillen (ihrer) 
Großpartei begreifen, oder in an­
derer Form politisches Kapital 
daraus schlagen wollen. Die Ar­
beitsfiihigkeit der Ökologiebewe• 
gung ivird sic-herlich a11ch dad11rcb 
bestimmt, wie rasch und dauerhaft 
man sich opportimistischer Polit• 
Trillbrettfahrer und Wertwandel­
profiteure entledigt. Form und In· 
halt dieser A11seina11dersetz11ng 
werdenentscheidendseinfiirdieZu· 
L . .• - ..1'1 ::.•l. , _ _ .• .. 1 • ••• n. l.'.o.'l. 



M ittwoch, 19. 12. 1984: 
Um 5 Uhr früh bemüht 

sich ein Moderator des Ö-3-Wek­
kers. sein morgendliches Ausge­
schlafensein glaubwürdig zur Schau 
zu stellen. Draußen ist es dunkel 
und kalt. Ich krieche aus dem Bett. 
denke an die Au und schlüpfe in 
alle Pullover, die ich finde. Um 6 
Uhr bin ich mit einigen meiner 
Freunde aus der VSStÖ-Gruwi­
Gruppe verabredet. Beim Bus, der 
stündlich hinter der Uni abfährt. 
Der Bus nimmt nicht die übliche 
Route über die Autobahn über 
Schwechat, sondern fährt an der an• 
deren Seite der Donau entlang. Das 
bedeutet also, daß die Brücke gesperrt 
ist. Kann ja heiter werden. Die Ra­
dionachrichten vermelden nichts 
Besonderes aus der Au. 

Ankunft in Stopfenreuth: Es wird 
gerodet Ein freundlicher Mensch 
aus der Zentrale nimmt uns in 
Empfang und gibt uns gute Rat­
schläge: keine Gewalt, keine Be­
schimpfungen, keine Protokolle un­
te.rschreiben, den Anwalt der ÖH 
verständigen. Ich notiere die Tele­
fonnummer auf meinem Handrük­
ken. Man weiß ja nie . . . Wir versu­
chen, uns mit einer Gruppe in das 
Lager 6 durchzuschlagen. Es ist in 
der Nähe der Rodungsstelle. 
Am Eingang zum Wald versuchen 
uns (etwa 30 Menschen) drei Gen­
darmen durch eine „Kette' aufzu, 
halten: ,.Halt. Sperrgebiet~ Wir gehen 
vorbei. Nichts geschieht. In der 
Dunkelheit durchs Unterholz. Äste 
im Gesicht. Drei Stück Wildzäune 
überklettern. Ich kann nicht glau­
ben, daß das alles wahr ist. In Öster­
reich. 1984. Fünf Tage vor Weih­
nachten. 
Im Lager freuen sich die 100 an"fe· 
senden Besetzer über die willkom­
mene Verstärkung. Wir sollen im 
Lager bleiben, heißt es, um Wider­
stand bieten zu können, falls Bau-
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fahrzeuge durchwollen. Wir,· die 
VSStÖler, beschließen, trotzdem 
zum Rodungsgebiet zu gehen. . 
Wir hören Bäume fallen. Wir hören 
Menschen schreien. ,.Aufhören, auf­
hören!" Vor uns eine Furt. .Ein 
seichtes Altwasser, einige Meter 
breit. Auf der anderen Seite ein_ige 
Polizisten und Gendarmeriebeamte. 
Die Polizisten mit dem Stahlhelm 
am Kopf und der Gummiwurst in 
der Hand. Die Gendarmen mit Pla­
stikhelm und Knüppel - am Gür­
tel befestigt. 
Es gibt nichts Schlimmeres als dieses 
Gefühl der Ohnmacht. Wir wissen, 
daß keine 200 Meter von uns Men• 
sehen geprügelt werden. Und wir 
wissen, daß wir absolut nichts tun 
können. Denn zwischen uns und 
den Menschen, die ihre Gesundheit 
riskieren, damit in diesem Land die 
Gesetze eingehalten werden, stehen 
ein paar Exekutivbeamte, denen ge­
nauso kalt ist wie uns, die zum Teil 
unserer Überzeugung sind und die 
unter anderen Umständen vielleicht 
gar nicht so unsympathisch wären. 
Wenn wir jetzt über die Furt gehen 
würden, würden sie uns schlagen . .. 
Scheiße. Wir ~ehen zurück zum La-
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ger, unterhalten uns mit den Men• 
schen, die schon seit Tagen dort 
sind. Die Leute sind unwahrschein­
lich nett zueinander, es gibt keine 
Aggressivität, jeder hilft jedem. Ich 
wundere mich, fühle mich trotz al­
ler äußeren Widemisse unwahr­
scheinlich wohl. Wir sitzen um ein 
Lagerfeuer, hören stündlich die 
Nachrichten, plaudern ... 

Um 12 Uhr ist Lagerbesprechung. 
Es wird beraten, ob wir weiterhin im 
Lager bleiben oder ob wir alle ge• 
meinsam einen Vorstoß in Richtung 
Rodungsgebiet untemenmen sollen. 
Noch während der Beratungen be­
schließen wir, die VSStÖlcr, wieder 
nach Wien zu fahren, und verlassen 
die Versammlung. Später sollten wir 
erfahren, daß sich das Lager für den 
Aufbruch entschied, daß sie, obwohl 
sie nicht einmal versuchten, die Ab­
sperrungen zu durchbrechen, ge· 
schlagen, gejagt und mit dem Was­
senuerfer bespritzt wurden. Wir ka­
men aus dem Wald. Ein Polizist 
machte uns darauf aufmerksam, daß 
wir da nicht hineindürften. In den 
Wald. 

Michael Eisenriegler 

Heimisch in 
unseren Auwäldern: 
die Polizei 

Gegenargumente haben sich durchgesetzt: 

pro: 
1. Wir brauchen das Kraftwerk, weil wir ohnehin schon Strom 

importieren und der Anteil des Stromverbrauchs am gesam­
ten Energieverbrauch steigt. 

2. Die Donau gräbt sich ein, dadurch sinkt der Grundwasser­
spiegel im Marchfeld. Durch einen Aufstau würde die Fließge• 
schwindigkeit verlangsamt und die Eintiefung gestoppt. 

3. Die Stopfenreuther Au ist erst um 1870 entstanden und des­
halb kein ursprünglicher Auwald. 

4. Der Bau des Kraftwerks Hainburg sichert direkt und indirekt 
Tausende Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft und in den Zu­
lieferbetrieben. 

S. Dank des Stromes aus Hainburg könnten alte kalorische 
Kraftwerke (sogenannte Dreckschleudern) stillgelegt werden. 

6. Der Strom aus Wasserkraft ist umweltfreundlich, da bei der 
Produktion keine schädlichen Stoffe frei werden. 

7. Wasserkraft ist die einzige erneuerbare Energiequelle, die wir 
besitzen. 

contra: 
1. Der Stromverbrauch ist keine gottgewollte Größe, er ist durch 

geeignete Maßnahmen beeinflußbar; dazu gehören Anreize 
zur Wärmedämmung, Abwärmenutzung in Betrieben, for­
cierte Forschung über Energienutzung . .. . 

2. Die Eintiefung der Donau ist nicht bewiesen, es gibt sogar 
Gutachten, die vom Gegenteil sprechen. Selbst wenn sich die 
Donau eintiefen würde, gäbe es andere Möglichkeiten, ein Ab­
sinken des Grundwasserspiegels zu verhindern. 

3. Obwohl die Auen bei Hainburg erst um 1870, im Zuge der 
Donauregulierung, entstanden sind, so ist diese Gegend doch 
eines der letzten großen Feuchtbiotope Europas. 

4. Die durch den Kraftwerksbau gesicherten Arbeitsplätze ent­
stehen nur kurzfristig. Es ist idiotisch, den Todeskampf einer 
dahinsiechenden Bauwirtschaft durch zweifelhafte Projekte 
nur zu verlängern. Statt dessen sollte man neue Arbeitsplätze 
in zukunftsorientierten Bereichen schaffen, etwa im Umwelt• 
schutz. 

5. Wenn Punkt S der Pro-Argumente stimmt, dann ist Punkt 1 
derselben falsch; denn entweder brauchen wir mehr Strom, 
oder wir verändern nur die Quelle. Beides gemeinsam ist ein 
Propagandaschmäh. 

6. Natürlich ist der Strom aus Wasserkraft der umweltfreund­
lichste. Die Frage ist nur, zu welchem Preis. Wollen wir die 
schönsten Gebiete unseres Landes unwiderruflich zubetonie­
ren, oder wollen wir uns nicht langsam neue Wege überlegen? 

7. Zu Punkt 7 der Pro-Argumente siehe oben. . . 
8. Die Frage der Qualität des Wiener Trinkwassers erscheint 

derzeit bei einem Bau des Kraftwerkes ungeklärt. Wann die 
Wiener Kläranlage fertig ist, weiß niemand genau. 

9. Auch die Zusammenhänge zwischen den HeilqueJlen von Bad 
Deutsch-Altenburg, dem Grundwasser der Region und der 
Donau sind völlig ungeklärt. Bis dahin muß, im Falle eines 
Kraftwerkbaues, das Schlimmste für die Heilquellen be­
fürchtet werden. 

ÖKO-APPELL 
Wir sind besorgt darüber, daß sich die Gegensätze zwischen Teilen der Arbeitneh­
mer, die ihre Arbeitsplätze durch ökologische Forderungen gefährdet sehen, und 
Umweltschützern dramatisch verschärfen. Nur unter den Bedingungen der derzeit 
herrschenden Wirtschaftsordnung geraten beide Anliegen - sichere und saubere 
Arbeitsplätze in genügender Anzahl und Sicherung einer gesunden Umwelt -
immer wieder in Konflikt. Die Versöhnung beider ist Ziel sozialistischer Politik. 
Wir appellieren an die Sozialist/inn/en in der Bundesregierung, eine sozialistische 
Energie- und Umweltpolitik auf der Grundlage folgender Forderungen einzulei­
ten: 

• Ausweitung der Kompetenzen .des Umweltministeriums. 
• Abbruch des Atomkraftwerks Zwentendorf. 
• Erstellung eines Gesamtenergiekonzepts unter besonderer Berücksichtigung 

von Natur- und Umweltschutz, unabhängig von der Energiewirtschaft. 
• Verbindliche und wirksame Umweltverträglichkeitsprüfungen, Beteiligung ei-

nes Umweltanwaltes an allen umweltrelevanten Verfahren. . 
• Abbau von Privilegien in der Elektrizitätswirtschaft. , 
• Finanzierung der Umweltschutzmaßnahmen nach dem Verursacherprinzip. 
• Kein Bau des Kraftwerks bei Hainburg 
• Kein Bau der Kraftwerke Dorfertal/Osttirol und Reichraming/Hintergebirge. 
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Für das Recht auf Arbeit! Wahlzulassung von 
Neonazis ist 
verfassungswidrig! Zur Situation von Frauen in 

der Wirtschaftskrise 
Für uns Sozialist/inn/en ist der entschei­
dende Schritt zur Emanzipation der Frau 
ihre gleichberechtigte Teilnahme in allen 
Bereichen des Arbeitslebens. 
Unter den gegenwärtigen Bedingungen 
einer wirtschaftlichen Krisensituation 
scheint der Trend jedoch vielmehr in die 
Gegenrichtung zu verlaufen Den 
Frauen wird - mittels Schlagwörtern 
wie .Doppel- beziehungsweise Dazuver­
dienerinnen" - als ersten das Recht auf 
Arbeit abgesprochen. 
Allein schon durch diskriminierende Be­
dingungen der Frauenarbeit (Lolmdiskri· 
mi11ier1mg, Doppelbelas1t111g 11s1i:.) und 
die steigende Frauenarbeitslosigkeit (ins­
besondere verursacht durch die Einfüh­
rung neuer Technologien) werden die 
Frauen wieder vom Arbeitsplatz wr• 
drängt und in die Abhängigkeit der Fa­
milie zurückverwiesen. 
Aber gerade in Krisenzeiten sind die 
Frauen auch verstärkt mit einer konser­
vativen Ideologieoffensive· konfrontiert, 
welche ihnen aus biologischen, sozialen 
und anderen .Gründen" das Recht auf 
Arbeit aberkennt und zur .E11tlast1111g des 
Arbeitsmarktes• wieder zurück zu Heim 
und Herd - das heißt, in den Status ei­
ner stillen Reserve - verweisen will. 

Auch Studentinnen und 
Akademikerinnen sind 
betroffen! 
Von dieser Entwicklung sind Studentin­
nen und Akademikerinnen nicht ausge­
nommen. 
Obwohl es neben Militär und Kirche 
wohl keine Institution gibt, die noch so 
männlich dominiert ist wie die Wissen­
schaft (nur 2 Prozent der Professoren 
und 15 Prozent ~ der Assistenten sind 
weiblich~. sind auch die Frauen an der 
Universität gerade jetzt, nach Jahren in­
tensiver und in manchen Bereichen 
recht erfolgreicher Nachholarbcit (fast 50 
Prozent der Studienanfänger sind weib­
lich!). mit diesem reaktionären Gegen• 
wind konfrontiert. 

Dagegen müssen wir uns wehren! 

Für das Recht auf Arbeit -
auch für Frauen! 
Dies beinhaltet, daß die Erwerbstätigkeit 
der Frauen nicht vom Konjunkturverlauf 
abhängig gemacht werden kann. Das 
heißt, es sind alle Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß Frauen erwerbstätig sein 
können, daß in Zukunft Männer und 
Frauen Erwerbstätigkeit als eine Selbst· 
verständlichkeit betrachten und auch die 
Frauen ihren Lebensplan darauf auf­
bauen können. Alle damit verbundenen 
Forderungen können jedoch nicht losge­
löst von den allgemeinen politischen 
Maßnahmen gesehen werden und sind 
nicht nur mit den Mitteln der Wirt­
schaftspolitik, sondern gleichermaßen 
mit der Bildungs• und Sozialpolitik zu 
erreichen. 

Erziehung und Ausbildung 
Die Arbeitsbedingungen für Frauen hän· 
gen eng zusammen mit der Erziehung, 
Bildungs- und Ausbildungssituation von 
Mädchen. 
Die Familie vermittelt den Anpassungs­
prozeß an die Erfordernisse eines patriar­
chalisch-kapitalistischen Gesellschafts­
systems, das heißt unter anderem auch 
die Konstruktion und Reproduktion von 
Geschlechterrollen. 
Klischeevorstellungen, wie Mädchen 
sind für bestimmte Berufe zu ,,schwach" 
beziehungsweise .nicht begabt" oder 
„Mädchen heiraten sowieso", führen 
dazu, daß sich der Großteil der Mädchen 
auf ganz wenige, der traditionellen 
Frauenrolle entsprechende Berufsmög· 
lichkcitcn (beziehungsweise Studienrich­
tungen) konzentriert. Charakteristisch 
für diese .weiblichen" Berufe sind 
schlechtere Bezahlung, wenig Sozialpre­
stige, geringe Aufstiegschancen und eine 
besondere Gefährdung durch Arbeitslo­
sigkeit. 
Wir fordern deshalb, um jedem Kind die 
gleichen Startchancen - unabhängig 
von Geschlecht und sozialer Herkunft 
- zu bieten· 

DOKW-Druck auf TU-Studenten 
Die beiden Studenten Bernhard H. und Willi Sch. mußten am 8.Jän­
ner zur Kenntnis nehmen, daß soziale Bedürftigkeit allein nicht 
mehr ausreicht, um einen von der DOKW vergebenen Mensafrei­
platz auch weiterhin zu behalten. Ihre ablehnende Haltung zum 
Kraftwerk Hainburg stempelte sie zu „unerwünschten Personen" in 
der DOKW-Kantine. 

Die Front der Auseinander­
setzungen um Hainburg 

verläuft neuerdings auch quer durch den 
Spciseslµl im DOKW-Verwaltungsgc­
bäude am Wiener Stubenring, wo neben 
den Betriebsangehörigen je zehn TU­
und WU-Studcntcn verköstigt werden. 
Zum Nulltarif, weil von den OH-Sozial­
referenten als sozial bedürftig ausgewie­
sen. 
In den Jahren .vor Hainburg" war das all­
monatliche Verteilen der Essenmarken 
reine Routineangelegenheit - diesmal 
muß jeder der Studenten vorerst ins 
Büro des Hauptabteilungsleiters Walter 
Lcitner. Vermutlich, um sich von ihm 
auf Loyalität zum umstrittenen Kraft• 
werksprojekt abklopfen zu lassen. 
Erst eine Entscheidung des DOKW­
Vorstandcs wird dann endgültig klären, 
ob in der Mensa überhaupt noch Platz 
ist für die Studenten .• Wir werden be­
stimmt eine österreichische Lösung fin­
den", erklärt dazu der ebenfalls zustän­
dige Abteilungsleiter Ing. Schlick. 
Denkbar wenig .österreichisch" hat.sich 
das Problem für zwei Studenten bereits 
jetzt gelöst: Als Bernhard H. nach den 
Weihnachtsfereien wie gewohnt zum 
Mittagessen kam, wurd: er kurzerhand 
von einem Betriebsangehörigen vor die 
Tür gesetzt - nicht ohne vorher katego­
risch auf die Art seines Vergehens hinge­
wiesen zu werden: Er war gegen Hain• 
burg aufgetreten - und das unter dem 
wachsamen Auge eines DOKW-Mannes. - . .... .. . " ~-•--~-

WU-Studenten Willi Sch. ein ähnliches 
Schicksal ereilt: mit der rhet~rischen 
Frage .Schämen Sie sich nicht, gegen 
Hainburg sein und zu uns essen kom­
men?" konfrontiert, mußte er ohne Gele­
genheit zur Antwort den Rückzug antre­
ten - die Anwesenden kommentierten 
mit heftigem Applaus. 

Der Rat von Hauptabteilungsleiter Leit­
ner: .Im eigenen Interesse sollten diese 
beiden nicht mehr zu uns kommen· 
wird den Hunger der Studenten wohl 
ebensowenig stillen wie die Beteuerung 
von Ing. Schlick, er könne auch nicht die 
ganze Zeit im Speisesaal aufpassen und 
seine Leute im Zaum halten. Dabei hat­
ten die zwei Hainburg-Gegner lediglich 
frei ihre Meinung geäußert, nicht etwa in 
den Räumlichkeiten der DOKW (um 
womöglich. die Belegschaft zu provozie­
ren), sondern irgendwo, weitab von der 
.Höhle des Löwen•. 

Schnell reagiert hat jedenfalls Bernhard 
Proxauf, sozialistischer Studentenvertre­
ter und Sozialreferent an der TU Wien: 
Der betroffene Kollege speist bereits 
wieder gratis - diesmal in der HTU­
Mensa .• Wir können einfach nicht still­
schweigend hinnehmen, daß die DOKW 
neben der sozialen Bedürftigkeit auch 
noch eine ihr genehme politische Ein­
stellung zum Maßstab für einen Mensa­
freiplatz macht!" steckt der Sozialrefe. 
rent die weitere Vorgangsweise ab. 

Ungeklärt ist derzeit noch, ob der zweite 
~: :_ ..J :,. J'"\r'\V'tV7 ,,_.. ..,_.:~-,.,.t.. • .., ........... . 

• Einführung der Gesamtschule, 
• gleicbe SdJ11lm 1111d Lehrpläne für 

Mädchen und Buben, 

• gt.ffhlechtsrolleniiberri:i11dmde Berufs· 
bem11111g sowie 

• Förderung i·o11 Mädchen 111 11ich11radi­
tio11ellm Berufen (auch im Rahmen 
der Universitätsausbildung). 

Wir treten weiters für demokratische 
Lehrinhalte und die 

• Oberri:i11d1111g _des traditio11ellm 
Frauenbildes i11 dm Lehrplänm sowie 
für eine 

• realitätsbezogene Darstel/1111g i·on 
Fm11 1111d i\ta1111 in den Lehrbüchern 
und anderen Unterrichtsmedien ein. 

Frauen und Arbeitswelt 
Um die Chancengleichheit von Frauen 
auch im Berufsleben ZJ gewährleisten, 
ist es unbedingt nötig, die Vtrgtsellschaf­
t1111g des Reproduktionsbereiches, das heißt 
forcierter Ausbau und Verbesserung von 
Kinderkrippen, Kindergärten, Errich­
tung von Gcmeinscha!tscinrichtungcn 
usw., voranzutreiben. 

Frauen sind am Arbeitsmarkt besonde­
ren geschlechtsspezifischen Benachteili­
gungen ausgesetzt. Wir fordern unter an­
derem: 

- gcschlcchtsneutralc Stellcnausschn:i­
bungen, 
- bevorzugte Einstellung von Frauen 
bei gleicher Qualifikation, 
- gezielte Weiterbildungs- und Um­
schulungsmaßnahmen für zukunftsträch­
tige Berufe, speziell für Frauen, 
- wahlweiser Kareniurlaub für Mann 
und Frau, 
- Ausstattung der Gleichbehandlungs­
kommission mit Sanktionierungsrccht. 
Die Arbeitsmarktprobleme dürfen. nicht 
auf dem Rücken der Frauen ausgetragen 
werden, deshalb: 

Nach einem mehr als drei 
Jahre dauernden Ver­

fahren hat der Verfassungsgerichtshof 
jetzt einer Beschwerde von VSStÖ 
und KSV Rechnung getragen und 
beschlossen, die Verfassungsmäßig­
keit des ÖH-Gesetzes zur prüfen! 
Dazu muß man wissen, daß das Mi­
nisterium bei früheren ÖH-Wahlen 
unter Berufung auf dieses ÖH-Ge­
setz die Zulassung neonazistischer 
Gruppen gegen den Willen demo­
kratischer Studenten und Studentin­
nen durchgesetzt hat. KSV und 
VSStÖ haben sich damit nicht abge• 
funden und sich an den Verfas­
sungsgerichtshof gewendet. In sei­
nem Erkenntnis schließt sich der 
Verfassungsgerichtshof der Argu­
mentation von KSV und VSStÖ an. 
Es heißt dort: .,Die Verfassung 
scheint zu verlangen, daß eine Betei­
ligung von gemäß Artikel 9 Staats· 
vertrag und § 3 Wiedcrbetätigungs­
vcrbotsgesetz nicht zulässigen (in 
welcher Form auch immer gebilde­
ten) Organisationen an öffentlichen 
Wahlen als Wahlparteien ebenso tm­
tmagt werden muß, wie die Kandi­
datur einzelner Personen, die nazi­
stisches Gedankengut zu verbreiten 
beabsichtigen; denn auch das schei­
nen Erscheinungsformen verbote• 
ner nazistischer beziehungsweise 
antidemokratischer Tätigkeit zu 
sein." Und an anderer Stelle im Er­
kenntnis: "Wenn es die Regelung 

des Hochschülerschaftswahlrechts 
nicht zuläßt, die eingereichten 
Wahlvorschläge in der genannten 
Hinsicht (also in der Frage der 
Übereinstimmung mit Staatsvertrag 
und NS-Gesetz) zu prüfen, die· Bun­
desverfassung aber den Inhalt hat, 
den der Verfassungsgerichtshof ihr 
vorläufig unterstellt, so scheint dies 
verfassungswidrig zu sein." 
Wenn der Verfassungsgerichtshof in 
dem nun folgenden Gesetzesprü­
fungsverfahren bei seiner jetzt geäu­
ßerten Absicht bleibt, dann wird es 
nach 40 Jahren Zweiter Republik 
endlich so weit sein, daß eine Neo­
nazi-Kandidatur nicht mehr zuge­
lassen werden darf. 
Damit geht der Beschluß des Verfas­
sungsgerichtshofs weit über den ur­
sprünglichen Fall der Hochschüler­
schaf tswahlen hinaus: Denn wenn 
sich die Zulassun.8 von Neonazi­
Gruppen bei den OH-Wahlen end­
gültig als verfass.ungswidrig heraus­
stellt, dann ist sie das erst recht auch 
bei Nationalrats-, Landtags- oder 
Gemeinderats111ahlen und allen ande­
ren Wahlen für öffentli,h-recbtli,he 
1"stitutionen, deren Wahlordnungen 
ebenfalls im Sinne des antifaschisti­
schen Auftrags des Staatsvertrags 
geändert werden müßten. 
Dieses Urteil des Verfassungsge• 
richtshofs zeigt erneut, daß die Lo­
sung der antifaschistischen Kräfte 
richtig ist: Aufklären und verbieten! 

- Verbot von Kapovaz und anderen 
AN-feindlichen Arbeitszeitformen (Job­
Sharing, Heimarbeit), 
- sofortige Einführung der 35-Stunden­

. Woche bei vollem Lohnausgleich! 

VSStÖ-Telefon: 
43 7111 

M il einer Gruppe präsentiert 
sich der VSStÖ jetzt an der 

GRUWI-Fak: Ober 25 Studenti1111en und 
Studenten, die meisten vo11 ihnen im z111ei· 
ten bis vierten Semester, bereiten sich auf 
ihre Aufgaben als St11dmteni-ertrete,(in­
nm) vor. N11r Wiki (L11druig Sthedl) 11nd 
ich (Gerhard L11kawetz) 11101/en als .,Alte• 
noch einmal ka11didierm und damit eine 
gewisse Ko11lin11ifät i11 der Arbeit ti·ahrm. 
An der GRUWJ hemtht die gliickliche Si­
t11atio11 einer linken Alehrheit. Die LIAB 
ist mit fii11f Ala11dalen hier die stimmm­
stärkste Fraktion und bildet mit dem 
VSStÖ, wir stellen die zweitstärkste 
Gruppe (drei Afandate), eine Koalition. 
Unser Hauptziel muß es sein, aller neo· 
konseri-ativen Ström11ngen, die sich in 
ganz E11ropa zeigen - Öste"eich ist da· 
von nicht i·erschont geblieben - z11m 
Trotz die linke A1ehrheit an der Fakultät 
zu halten 1111d a11sz11bauen. An der U11i 
haben wir ohnedies unter dem Kuratel 
des AG- und }ES-dominierten Ha11pt-
1111d Zentmla11sschusses z11 leidm. Durch 
das Vorenthaltm iw, Geldmilfeln i-erm­
cben die rechtm Fraktio11e11 fortscbrilfliche 
Aktfritiitm der ge1i:iihlten linken St11dm· 
teni·ertrellmgm z11 sabotieren. Am be­
ka1111testen 11111rde der Fall, als der Fi· 
nanzreferenf des Ha11pta11sschusses, Georg 
Röbsner (!ES), Gelder, die fiir Fra11makti­
i'itiilen bestimmt waren, 1111ter Alißath· 
11mg der gesetzlichm Bestimmungen nicht 
a11sbezahlte. 
Aber 111ieder zuriick auf die GRUWl Un­
sere Fak11/tiit ruird l!On jeher k11rz gehal­
'"" .,,,,u 1);,·,,mt> (tir 1-liir. 11ntl 0/,11nr,rrli/11 

sch11/dtragend ist daftir der Akademische 
Senat der Uni Wien. Die CV-Lobby a11f 
Deka11sposten bis hin1111ter z11 den Carte/1-
briidern bei den biirgerlichm Studenten· 
vertretern (AG 1111d]ES) lenken den Geld­
fluß iiber die von ihnen domi11ierlm Fa­
kultäten (iY>r allem Aledizi11 1111d j11ridi-

sehe), 1111d lassen ihn in Form iY>11 Ho11ora• 
rm 1111d ,,A11fr~·a11dsmtschädig1111gm• in 
ihre eigenen Taschm i-ers,'<kem. Gmauso 
wie im Senat gibt es a11cb an der GRUl/71 
ein paar .Starke~ die es i·erstehm, Geld, 
PliumP fl tul n,·,ttclhl',clPtJ 11n u"r:, .,., ,.,;. 

Uni-Gremien - ill denen Professorm ,lie 
E11tscheid1111gen ztt treffen 1·trmchm, die 
dann gemfinsam mit den St11dmtm 1111tl 
Assistmten abgesrg11ef 111erdet1 solltm -
die lllteressm der Studierendm immer of­
fmsfrst i-er.treten, tdr babm uns 11ie bi11ter 
dem Arg1111u11t i·erscha11zl, daß man mit 
einem Viertel der Stimmm tbm 11ithts be­
einflussen kö1111e. Ungeacbttt der altm 
VSStö-Fordmmg 11ad, Dri11rlparitiit ist 
es 1111s dm11oth gel1111gm, durch die Gre• 
mim, in denm VSStÖ•le,(i1111m) sitzm, 

- mehr linke, s11ulr11tmfr1•u11dlichert1 
Lehrbea11ftragtt ei11z11selzm, 

- riberha11pt mebr Dimstposten mit Li,,. 
km zu besetzm, 

- fortschriflliche Lehri-rrmutalllmgm, 
iY>r allem Friedms- 11111/ Fr1111mth1•1111•11, 
z11 fördem, 

- mehr Platz fiir br"'1chteili°f:te, kftoi,1e 
Institute z11 schaffen (z11111 ·ßriJpil'I 1'1'1'· 
Rti'11111e wrrtfm a11f /11itit1tfr1• di:< VVStö 
mdlich im,:irklkht). 

Der VSStÖ an d,•r GRU1/7/ td/1 sieb als 
die effektit'ere linke St11de11tmn•r111•t1111g 
profilieren. An der Publizi.<ti.+. ll'l'l'k1•11 wir 
.rcho11 seit drei j11brm m-bt ,·,ft,lgl'eid;, /111 
der Politik1dss1·11s,h11ft 1111d bd dm P.~r· 
cbologe,, be1:i1111m jetzt die Aktfrilti'tl'II 
1111.rerer Ju11gm~ Die /11t1w•.r.<en d,·r S/11· 
drntm a11 der Uni Jowie die /111fre.r.<m d1•r 
werktti'tigm ßei·ölkuu11g i11sge.r11111t z11 
i-t'rfrtfm und a11 der Gestalt1111g einer ge­
recbtere,, Gese/lscbaftsord111111g 111itz11111ir­
l,m. i<I 1111ur 7,,l 



Nach jahrelanger falscher ÖH-Pol~tik: 
VP-Aktionsgemeinschaft probiert Grünvariante 
Die Debatte um die Unterstützung des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens durch die Österi:eichische Hochschülerschaft 
führ~~ schließlich zu einer schweren politischen Niederlage 
der OVP-Studentengruppe Aktionsgemeinschaft. 

Aktionsgemeinschaft hochschulpolitisch 
konzeptlos 

Die Aktionsgemeinschaft und ihre 
Vorläufer, die seit Bestehen der Stu­
dentenvertretungsgremien deren 
zentrale Funktionen besetzt halten, 
hatten zuletzt mit erheblichen Ero­
sionsbeu:eg1111gen an ihrem linken 
und rechten Rand zu kämpfen, da 
die Schaukelpolitik wechselnder 
sachbezogener Koalitionen bei 
gleichzeitiger Exekutierung der 
ÖVP-Linie für viele ihrer Wäh­
ler/innen nicht mehr nachvollziehbar 
war. In den wesentlichen hochschul­
politischen und sozialen Fragestel­
lungen der jüngsten Vergangenheit 
war die AG-dominierte Hochschü­
lerschaft in Versiiumnisse geraten. 
Sehr bald bediente sich die Aktions­
gemeinschaft daher eines politi­
schen Trends, der ihr zugute kam: 
Die kontrovers geführte öffentliche 
Diskussion um den Bau des Kraft­
werkes Hainburg und eine frühzei­
tige Teilhabe am konservativ domi­
nierten und ausgerichteten Konrad-

Lorenz-Volksbegehrens verschafften 
der Aktionsgemeinschaft eine bil­
lige Ausflucht aus ihrem studenten­
politischen Debakel. Dabei wurde 
jene Strategie ergriffen, das Volksbe­
gehren mit der gesamten, in ihrer 
Vielfältigkeit schwer durchdringba-

Das Konrad-Lorenz-Volksbegehren am Röntgentisch 

ren Ökologiebewegung gleichzuset­
zen; das mußte zwangsläufig zur po­
litischen Ausgrenzung all jener rele­
vanten Gruppen führen, die einen 
tief ergehenden Zusammenhang 
zwischen Ökonomie und Ökologie, 
Profitwirtschaft und Umweltzerstö­
rung postulieren. Oder tagespoli-

Der VSStÖ war immer 
auf der Seite der 

Auschützer 

tisch formuliert: Die konservative 
Stoßrichtung des Volksbegehrens 
konnte von der Aktionsgemein­
schaft zur öffentlichen Herabset­
zung des seit vielen Jahren konse­
quent „rot-grünen" VSStÖ instru­
mentalisiert werden. 

Wenn der Nebel sich hebt . • • 

"Sie werden hier nichts sehen, was Sie nicht schon gesehen haben." 
(Peter Handke, Publikumsbeschimpfung) 

Der Höhepunkt des Ereignisses Hainburg ist vorüber. Ein schaler Nachhall 
bleibt im Halbdunkel des neuanbrechenden Morgens, dem Anbruch einer 
neuen Ära_.,Wir haben sie miterlebt: Wenn es eine Geburtsstunde einer grünen 
Partei in Osterreich gibt, dann war es jene turbulente, von Schlagstöcken in 
der Stopfenreuther Au eingeleitete; all das andere, das waren nur die Vor­
wehen.Jetzt muß es heißen: nur keine übertriebenen Hoffnungen, denn unsere 
mittlerweile parlamentsreifen Lodengrünen werden die grundlegenden Wider­
sprüche unserer Gese_llschaft sicher nicht lösen können. 

W ir haben sie schon zuvor 
gesehen, diese Szenen, 

gesehen im TV aus Fra11k/11rt, Btrlin 
und aus der Schweiz. Und auch die Ge-, 
sichter derer von der Au kommen uns 
bekannt vor: Sind nicht viele von ih­
nen in den alten Zeiten, als man das 
Falsche noch leichtens vom Richtigen 
scheiden konnte, auch gegen das 
AKW Zwentendorf auf die Straße ge­
gangen, waren sie nicht auch im Rasen 
des Burggartens gesessen? 

Das ist aber nur eine Seite der Anti­
Hainburg-Bewegung, die, nicht zufäl­
lig, sondern mit erkennbarer Absicht, 
von bestimmter Seite stets mit dem 
Konmd-Lorenz· Volksbegehrm gleichge­
setzt wird. Dieses ist ein Sammelbek­
ken von echten Öko-Idealisten und 
Grün-Mystikern, Lodenmäntlern und 
Polit-Glücksrittem und bringt unter 
dem Deckmantel gemeinsamer Ziel­
setzungen die sonderbarsten und wi­
dersprüchlichsten Stoßrichtungen her­
vor. Viele der Proponenten des Volks­
begehrens kennen wir: beispielsweise 
von der reaktionären Aktion ,Geborene 
fiir Ungeborent~ 

Man soll es sich bei der Einschätzung 
der Hainburg-Gegner nicht zu einfach 
machen, nicht so einfach wie die ÖVP­
Studentengruppe ,.Aktio11sgemein· 
scba/1': die das Volksbegehren mit der 
gesamten österreichischen Ökologie­
bewegung gleichsetzt - und dies aus 
allzu durchsichtigen, wahllaktischm 
Griint!en. Die vorgegebene Zielset­
zung, das umstrittene, unserer Mei­
nung nach fragwürdige Projekt zu ver­
hindern, muß uns im Dienst der Sache 
auch dazu lühren, wer neben all den 
Idealisten au( der Seite des Volksbe­
gehrens steht und warum: 

Hans Dichand, Eigentümer der Hälfte 
der ,Kronen-äit11ng~ dem es nicht zu­
letzt um eine Machtprobe mit den de­
mokratisch gewählten Instanzen geht. 
Sein Engagement für die Au rechnet 
sich, übrigens auch bei jener Bevölke­
ru:igsschicht, die sich no~h im Novem­
ber mit der Bezeichnung ,Sozialparasi• 
ten• tituliert sehen durfte, nämlich bei 
den S,tudierenden, die nunmehr zu Hel­
den avanciert sind. Dichand aber will 
·zeigen, was Macht ist, wer tatsächlich 
in Österreich .Politik machen" kann, 
wie man fo °'denkbaren an·deren Fällen 
auch Regierungen stürzen könnte, und 
das immer aus einer Position heraus, 
die sich demokratischen Kontrollmt• 
chanismen entzieht. Daher kann der 
.Krone" kein wie immer gearteter Aus­
gang der Causa Hainburg Schaden zu­
fügen . 
- Da profiliert sich der neue grüne 
Superstar Giinther Ntnning als Öko­
Hirsch .made in Troja". (Hierin finden 
wir übrigens auch den Unterschied zur 
fortschrittlicher orientierten Friedens­
bewegung: Die brauchte keine Leitfi. 
guren.) Keine Polit-Welle ohne Wel­
lenreiter Nenning. So findet sich Nen­
nings Name nicht nur bei den Hain­
burg-, den AKW- und den Bundes­
heergegnem, sondern auch bei denen, 
die Bert Brecht und den straffreien 
Schwa11gmchaftsnbbruch in Österreich 
verächtlich machen wollten. Manche 
nennen soviel Geschick, immer auf der 
Seite der .neuesten" Bewegung zu ste­
hen, politisches Gtspiir. Andere heißen 
das Opport1111ism11s. Und wenn man 
den Ausführungen seines ehemaligen 
Mitarbeiters Oberschlick und dem .117ie• 
ner•-Redakteur llo/11> Glauben schen­
ken darf, dann klingelte bei Nenning 
nicht nur das Telefon, sondern mich die 
·KaJJe. 

weniger kluge Prominente an: Zum 
Beispiel einen internationalen aner­
kannten Maler, der mitunter auch ge­
gen die Entartung der der Kunst wet­
tert und nicht gerade friedensreich 
Staatspreise zerfetzt. 
- Da finden wir aber auch, no na, Er­
hard Busek, der in seiner Partei mittler­
weile die Freiheit des Narren genießt. 

Man muß sich ernsthaft 
Mühe geben, nichts zu 

verwech'seln: die Ökologicbewegung, 
· in ihrer Differenziertheit kaum über­

blickbar, ist mehr als das oben Be­
schriebene. Schon die Au-Besetzer und 
die Volksbegehrcnsanhänger waren 
nicht identisch, auch wenn dieser Ein­
druck vermittelt wurde. Das Volksb'e­
gehren ist ein Teil, nicht das GaQ-ze. 1 

· Die letzten Tage des Jahres 1984 ha­
ben nicht nur dazu geführt, neuerliche 
Standortbestimmungen vorzunehmen, 
sie haben uns auch das Fürchten ge­
lehrt. Greifen wir doch, in einem hal­
ben Jahr oder mehr, zu den Tageszei­
tungen dieses Zeitraumes. (Ich wette, 
daß auch ihr mehrere Exemplare auf­
bewahrt habt.) Das Stichwort heißt 
Fro11tbericbterstatlt111g, die, aus jeder 
Verhältnismäßigkeit gerissen, nur an­
deutete, was in anderen Fällen möglich 
wäre. 
Und konsequent, wie die Odyssee der 
Jlias folgte, wird nach dem vorläufigen 
Erfolg der Kraftwerksgegner der Streit 
um dessen Urheberschaft a11brechen. 
Zuviel Kapital wurde da ins Spiel ge­
bracht, zu hoch gepokert, als daß man 
sich diese Frage nicht mehr stellen 
müßte. Freda for President? Ne1111i11g 
ins Parlament? Grün-Erhard als Bür­
gerschreck? Herbert Rainer als Alters­
vorsitzender der ÖH? Das allein ist 
nicht die Grünbewegung. There's more 
of it. ' 

Neuer Bundesobmann der Sozia­
listischen Studenten ist der 
25jährige Marc Hall aus Schwe­
chat, der an der TU Wien stu­
diert. Hall fungierte zuvor als 
stellvertretender Vorsitzender 
der Hochschülerschaft an der 
TU und bekleidete verschiedene 
Funktionen innerhalb des 
VSStÖ Wien. Seit 16. Dezember 
ist er als Bundesobmann Nach­
folger des aus seiner langjährigen 
politischen Tätigkeit in den Stu­
dentenvertretungen ausscheiden­
den Alexander Wrabetz. Neuer 
Bundessekretär ist der frühere 
Wiener Sekretär Bernhard 
Heinzlmaier. Das Halten der Po­
sition des VSStÖ bei den im Mai 
stattfindenden ÖH-Wahlen so­
wie die Ausweitung und Vertie­
fung der Beziehungen zwischen 
den Sektionen des sehr föderali­
stisch gestalteten VSStÖ sind 

zwei wesentliche Aufgabenstel­
lungen für den neugewählten 
Bundesvorstand. 

Volksbegehren und Aubese„zer nicht· gleichsetzen! 
Die Sozialistischen Studentinnen 
und Studenten sind seit Beginn der 
Besetzungsaktion auf der Seite derer 
gestanden, die den demokratischen 
Rahmen zur Erhaltung einer wert­
vollen Aulandschaft ausgeschöpft 
haben. Wesentlich war für den 
VSStÖ, daß das Volksbegehren er­
heblichen Anteil an der Organisa­
tion des Widerstandes trug, aber 
letztlich nur ein Teil einer bi:eiten, 
nicht immer ganz durchsichtigen 
Bewegung wa~. Während Nenning, 
Busek und das Volksbegehren nun-

mehr den politischen Rahm ab­
schöpfen, haben andere Segmente 
der Bewegung weniger hoffnungs­
volle Perspektiven. Und es wäre, an­
gesichts immer offenkundiger wer­
dender Machenschaften rund um 
das Volksbegehren - hier sei nur 
der Verweis auf die Rolle der Geld­
achse Dichand-Nenning angeführt 
-, für die Ökologiebewegung von 
großem, langfristigem Schaden, 
wenn Volksbegehren und Umwelt­
schutzbewegung gleichgesetzt wür­
den. Das Konrad-Lorenz-Volksbe­
gehren postuliert konservative In­
halte, die sich auch durch das „Hin­
eingehen" vieler fortschrittlicher 
Gruppen nicht wegwischen lassen; 
auch wenn nicht programmatisch 
ausgewiesen, vertieften die politi­
schen Stellungnahmen zahlreicher 
Proponenten des Volksbegehrens 
die Kluft zwischen Arbeiter- und 

Ökologiebewegung. Deshalb war 
der VSStÖ gegen das Volksbegeh­
ren. Als die Mandatarinnen und 
Mandatare des VSStÖ Ende Dezem­
ber gegen die Finanzierung und Un­
terstützung des Volksbegehrens 
durch die ÖH votierten, so geschah 
dies mit den oben angeführten 
Gründen. Da aber gleichzeitig eine 
Beschlußfassung zur Solidaritiil mit 
den Besetzern herbeigeführt worden 
war, konnte die politische Untersliil· 
zung der Aubeselzer durch die ÖH 
fortgeführt werden, Damit erweist 
sich die Polemik der Aktionsge­
meinschaft, wie sie auch ihre Dar­
stellung in den Medien, zum Bei­
spiel im „Kurier", fand, VSStÖ und 
JES hätten die studentischen Initia­
tiven zur Erhaltung der Au abge-

würgt, als haltlos. Als Organisation, 
die den Kraftwerksbau befürwortet, 
hat die JES deutlich andere Beweg· 
gründe für ihr Abstimmungsverhal­
ten. 

Überdies wurde durch diese Ab­
~timmung ein ohnehjn bestehendes 
Kräfteverhältnis wiederhergestellt. 
Die Unterstützung des Konrad-Lo­
renz-Volksbegehrens war der Ak­
tionsgemeinschaft eine ZA.:Sitzung 
zuvor nur deshalb geglückt, weil 
zahlreiche VSStÖ-Mandatare zu ge­
rade diesem Zeitpunkt mit Minister 
Fischer w~gen der Stipendienpolitik 
verhandelten. 

ERMINE 
Instituts- und Fakultätsgruppentennine 

GRUWI-Publizistik: Dienstag, 16 Uhr, VSStÖ-Lokal 
GEWI: Donnerstag, 19 Uhr, VSStÖ-Lokal 
JUS: Donnerstag, 18 Uhr, VSStÖ-Lokal 

MEDIZIN: Donnerstag, 18 Uhr, VSStÖ-Lokal 
WU/Wirtschaftsarbeitskreis: Montag, 15 Uhr, Studentenhaus WU, 

1. Stock 
TU: Mittwoch, 17 Uhr, VSStÖ-Lokal 

Schulung: 
Beginn des neuen Zyklus „Einführung in die Theorie und Praxis 

des Sozialismus" 
Jeden Montag, 19 Uhr, VSStÖ-Lokal 

Podiumsveranstaltung: 
Christa Bürger: Schiller als Erzähler 

Pete Ürl!'er: A orno. Bourd'e nd i ite r!ö01.inln1>ie 


